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Brauchen wir einen Katalog von Persönlichkeitsrechten für alte Menschen?
JAP 1998/99, 197.

von Heinz Barta und Michael Ganner

Institut für Zivilrecht

Universität Innsbruck

Das Land bekennt sich zur Verpflichtung der Gesellschaft, alte und behinderte Menschen zu unterstützen und die Gleichwertigkeit ihrer Lebensbedingungen zu gewährleisten.

Art 7 Abs 3 Vorarlberger Landesverfassung

„Wenn ich mich aber um den letzten Grund dafür frage, warum ich das Privatrecht liebe, so ist es der: ich sehe im Privatrecht den Ausdruck der freien Persönlichkeit. In einer Rechtsordnung ist ihr Gehalt an Privatrecht das Maß der persönlichen Freiheit.“

Franz Gschnitzer (1960)

1. Projekt „Rechtliche Rahmenbedingungen der Alten- und Pflegebetreuung“

Von Anfang 1997 bis Ende 1998 führten die Autoren ein vom Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung finanziertes Projekt zum oben angeführten Thema durch. Einerseits erfolgte eine Bestandsaufnahme der teilweise sehr unterschiedlichen rechtlichen und faktischen Gegebenheiten in den einzelnen österreichischen Bundesländern, andererseits wurde auch ein Rechtsvergleich mit Deutschland, der Schweiz und Dänemark angestellt. Zusätzlich wurden rechtspolitische Lösungsvorschläge zu einzelnen Problembereichen erarbeitet. 

Im April 1998 wurde eine international besetzte Tagung zum gleichnamigen Thema an der Universität Innsbruck veranstaltet.

Im Zusammenhang mit diesem Projekt sind folgende Publikationen erschienen:

( Ganner/Barta, Betreuung und Wohnen im Alter, JRP 1997, 86.

( Ganner, Die Kompetenzlage in der Alten- und Pflegebetreuung, SozSi 1997, 938.

( Barta/Ganner, Zur Auflösung des Altenheimvertrags durch den Heimträger, wobl 1998, 93.

( Barta/Ganner, Überlegungen zum Heimvertrag, JRP 1998, 28.

( Barta/Ganner (Hg), Rechtliche Rahmenbedingungen der Alten- und Pflegebetreuung, Tagungsband, Innsbruck 1998; vergriffen.

( Barta/Ganner (Hg), Alter, Recht und Gesellschaft, Projektabschluß, Innsbruck 1998 (380 Seiten).

Das Forschungsprojekt ist der Überlegung entsprungen, daß die derzeitige gesellschaftliche Situation im Alten- und Pflegesektor dringend politischen Handelns bedarf. Die statistische Bevölkerungsentwicklung zeigt, daß bis zum Jahr 2035 rund 35 % der österreichischen Bevölkerung älter als 60 Jahre sein werden. Bei gleichzeitig weiterhin steigender Lebenserwartung bröckelt der Familienzusammenhalt immer mehr ab. Dazu kommt ein Ansteigen chronischer Krankheiten verschiedenster Art, die häufig ein Alleinleben Betroffener unmöglich machen. Bei deutlicher Problemzunahme im untersuchten Bereich mußte eine Kürzung der Sozialbudgets hingenommen werden, wozu kommt, daß (zivil)rechtliche Probleme des Alterns gerne verdrängt werden. So erging die erste OGH-Entscheidung zur Kündigung eines Heimvertrags seitens des Heimträgers erst im Jahr 1997.
 Und auch die Rechtsnatur des Heimvertrags ist bislang dogmatisch nicht näher untersucht worden. Über Persönlichkeitsrechte alter Menschen, die, wie die Praxis zeigt, besonders gefährdet sind, wurde bisher noch kaum nachgedacht.

Dazu kommt eine unbefriedigende Situation im Rahmen der Kompetenzübernahme für Pflegeheime nach dem VfGH-Erkenntnis 1992
 durch die österreichischen Bundesländer: Noch immer haben einige Länder keine gesetzlichen Regelungen getroffen, was zur Feststellung veranlaßt, daß wir es in Österreich mit einem föderalen Umsetzungsdefizit zu tun haben. Die Konsequenz ist die, daß sich nicht nur eine sehr unterschiedliche Rechtspraxis in den einzelnen Bundesländern entwickelt hat (zB nur öffentliche oder vorwiegend private Träger), sondern die Heimbewohner-Heimträgerbeziehung sich weitgehend in einem rechtsfreien oder rechtlich doch nur durch sehr weitmaschige Normen (StGB, Grundrechte, allgemeines Zivilrecht etc) determinierten Raum abspielt. Von einer rechtlich egalitären Beziehung zwischen Heimträgern und Heimbewohnern kann in vielen Fällen keine Rede sein. Wir haben daher vorgeschlagen, für die Beziehung Heimbewohner-Heimträger künftig ein zivilrechtliches Vertragsmodell vorzusehen, das wenigstens vom Anspruch her für eine Gleichordnung der Heimvertragspartner zu sorgen hätte. In ein derartiges Vertragsmodell könnten auch wichtige konsumentenschutzpolitische Überlegungen in Bezug auf den Vertragsinhalt von Heimverträgen einfließen. Als gesetzliche Basis derart egalitärer Rechtsbeziehungen könnte ein bundeseinheitliches Bundes-Heimvertragsgesetz dienen, das einer bloßen Länderlösung deutlich überlegen wäre. Die föderalistische Praxis hat nämlich mit aller Deutlichkeit gezeigt, daß die Länder nicht bereit sind, in angemessener Zeit eigene rechtliche Vorschriften zu erlassen oder sich auch nur um die notwendige Vereinheitlichung durch Absprache mit den anderen Ländern zu kümmern. Es wäre Illusion, hier künftig eine völlige Gesinnungsänderung der Länder zu erwarten. Will man das anstehende politische Problem daher nicht auf dem Rücken der Betroffenen austragen, verbleibt als realistische politische Lösung nur eine bundeseinheitliche Regelung (Bundes-Heimvertragsgesetz). Ein solches Bundes-Heimvertragsgesetz könnte auch als Basis eines modernen Persönlichkeitsrechtskatalogs für alte Menschen dienen, worauf idF näher eingegangen werden soll.

Rechtspolitik ist zwar ein wichtiger Bereich der Rechtswissenschaft, aber kein Gegenstand der Lehre an unseren Universitäten. Wir meinen allerdings, daß die Universitäten gut daran täten, sich aktueller Themen der Gesellschaft anzunehmen, gerade in Zeiten, in denen ihre Legitimität und Leistung in Frage gestellt wird. Wir müssen uns aber damit abfinden, daß Recht und Rechtsanwendung Menschenwerk sind und sich daher immer wieder Regelungslücken, Schwächen und Fehler zeigen; in Gesetzen wie Urteilen oder Verträgen. Reform, Rechtspolitik und Rechtsfortbildung sind daher stets aktuell.
2. Die Persönlichkeitsrechte in der österreichischen Rechtsordnung

Das mittlerweile abgeschlossene Forschungsförderungsfonds-Projekt über die „Rechtlichen Rahmenbedingungen der Alten- und Pflegebetreuung“ hat deutlich gemacht, daß es überlegenswert ist, einen Katalog von Persönlichkeitsrechten für alte Menschen, insbesonders für in Heimen untergebrachte, zu erstellen.
 – Während die B-KAG-Novelle 1993 Patientenrechte für Patienten in Krankenanstalten eingeführt hat, die mittlerweile von den meisten Bundesländern in den Landes-Krankenanstaltengesetzen umgesetzt wurden, fehlen formulierte Persönlichkeitsrechte für alte Menschen. Dennoch erscheint diese Personengruppe besonders schutzwürdig, weil ihre physischen und geistigen Kräfte nachlassen und daher ihre Selbständigkeit und mit ihr die Möglichkeit der „Selbsthilfe“ abnimmt. Es ist Aufgabe der Gesellschaft, dadurch drohende Nachteile möglichst abzuwenden. – Unser Vorschlag bewegt sich in diesem Kontext.

Wichtige rechtspolitische Anliegen werden häufig nicht nur von einem Teilsystem einer Rechtsordnung behandelt. Das trifft auf das Eigentum ebenso zu wie auf den Schutz der menschlichen Persönlichkeit und ihre Substrate. Im untersuchten Bereich kommt daher neben der privatrechtlichen Ausschöpfung der Persönlichkeitsrechte (§ 16 ABGB etc) auch dem Grundrechtsschutz besondere Bedeutung zu. Da mit der Gestaltung eines modernen Grundrechtskatalogs für Österreich bislang nicht einmal begonnen wurde, was eines der großen Versäumnisse der österreichischen Rechtspolitik darstellt, muß gegenwärtig und in der absehbaren Zukunft mit dem bestehenden Grundrechtskatalog das Auslangen gefunden werden. Der österreichische Gesetzgeber hat freilich in den vergangenen Jahren immer wieder partielle Regelungen im öffentlichrechtlichen Grundrechts- und privatrechtlichen Persönlichkeitsrechtsbereich getroffen. So wurde 1988 als letzte Grundrechtsregelung das Bundesverfassungsgesetz zum Schutz der persönlichen Freiheit beschlossen. Und 1990 verfolgte das Unterbringungsgesetz (UbG) für geistig kranke Menschen, die in Krankenanstalten untergebracht sind, vorrangig das Ziel eines effizienten Persönlichkeitsrechtsschutzes, was seitens der Medizin immer wieder zu Verständnisschwierigkeiten geführt hat und wohl auch weiterhin führen wird.

Die Abschaffung der GES-Kartei (Geisteskrankenkartei) mit Ende des Jahres 1997 war ein weiterer Schritt in diese Richtung.
 Persönlichkeitsrechtsorientiert war auch die Novelle 1993 zum KAG, das Patientenrechte als Persönlichkeitsrechte schuf.

Man könnte sich auf den Standpunkt stellen und sagen, daß wir in Österreich in der glücklichen Lage sind, über eine Bestimmung wie § 16 ABGB zu verfügen, die als Persönlichkeitsrechts-Generalklausel und Sitz  eines allgemeinen Persönlichkeitsrechts verstanden wird, weshalb es keine weiteren Maßnahmen brauche. Aus § 16 ABGB könne nämlich immer dann, wenn ein konkreter gesetzlicher Persönlichkeitsrechtsschutz fehle, der nötige rechtliche Schutz gewonnen werden. – Dennoch erscheint es unseres Erachtens zielführend, eine gesetzliche Konkretisierung des Persönlichkeitsrechtsschutzes für alte Menschen anzustreben; dies vor allem deshalb, weil der Persönlichkeitsrechtsschutz alter Menschen (in Heimen) auf Grund der bestehenden Probleme nach einer besonderen Ausformung verlangt. Eine gesetzliche Regelung im Sinne eines Persönlichkeitsrechtskatalogs käme alten Menschen auch insoferne entgegen, weil sie dadurch oft erst erfahren, welche (Persönlichkeits)Rechte ihnen überhaupt zustehen. Aber auch den Heimadministrationen und dem dort tätigen Personal käme eine solche Regelung zugute, weil klargestellt wäre, worauf besonders zu achten ist. – Kurzum: Das Erstellen eines gesetzlichen Persönlichkeitsrechtskatalogs könnte die Rechtssicherheit in diesem Bereich fördern und ein (rechts)politisches Signal setzen, die Anliegen alter Menschen ernst zu nehmen.

3. 1999: Das UNO-Jahr der älteren Menschen 

Die UNO hat das Jahr 1999 zum Jahr der älteren Menschen erklärt. Es würde eine sichtbare politische Anerkennung des gesellschaftlichen Stellenwerts alter Menschen bedeuten, könnte in Österreich eine Aktivität wie die hier von uns vorgeschlagene politisch umgesetzt werden.

In Österreich wurde das Österreichische Nationalkomitee zur Vorbereitung und Durchführung des internationalen Jahres der älteren Menschen 1999 geschaffen (Mai 1998). Die Geschäftsführung und Koordination erfolgt durch das beim BMUJF eingerichtete Kompetenzzentrum für Senioren- und Bevölkerungspolitik. Es wurden sieben Arbeitskreise eingerichtet, die schwerpunktspezifisch Vorschläge und Programme erarbeiten sollen, die am 1. Oktober 1999 (Internationaler Tag der älteren Menschen) präsentiert und in der Folge hoffentlich auch – zumindest zum Teil – umgesetzt werden.

Im Rahmen der Tagung Rechtliche Rahmenbedingungen der Alten- und Pflegebetreuung (Innsbruck, 15. bis 17.4.1998)
 wurde der Vorschlag unterbreitet, die derzeitige rechtliche Stagnation im Bereich des Alten- und Pflegeheimrechts in Österreich dadurch zu überwinden, daß ein Bundesheimvertragsgesetz geschaffen wird.
 Ein Bundesheimvertragsgesetz könnte auch den hier vorgeschlagenen Persönlichkeitsrechtskatalog für alte Menschen aufnehmen, zumal der Schutz von Persönlichkeitsrechten klar in die Bundes-Zivilrechtskompetenz fällt und damit österreichweit zu formulieren wäre. Eine derartige Lösung würde also einerseits international den UNO-Aktivitäten entsprechen und andererseits national die Rechtsstaatlichkeit in Österreich für diesen Bereich vorbildlich fördern. Aus verschiedenen Berichten wissen wir nämlich, daß es in Österreich wie anderswo – alarmierende Zahlen sind aus Deutschland bekannt geworden
 – in bezug auf den Freiheitsschutz alter Menschen, aber auch in anderen Bereichen der Betreuung nicht zum besten steht. Es kommt immer wieder vor und stellt demnach keinen Einzelfall dar,
 daß alte Menschen in ihrer Freiheit ohne gesetzliche Grundlage beschränkt werden. Ein Katalog – wie der hier vorgeschlagene – könnte zusammen mit der geplanten Reform des Sachwalterrechts
 in Österreich einen wichtigen Beitrag zur Lösung der Frage freiheitsbeschränkender Maßnahmen in Alten- und Pflegeheimen leisten.

4. Europäische Charta der Rechte und Freiheiten älterer Menschen in Heimen

Der Europäische Verband für Alters- und Pflegeheimleiter (E.D.E. = European Association for Directors of Residential Homes for the Elderly) hat 1993 die Europäische Charta der Rechte und Freiheiten älterer Menschen in Heimen beschlossen. Die Charta verpflichtet Heimleiter, die Menschenrechtskonvention ohne Einschränkung auf ältere Menschen, unabhängig von ihrer geistigen oder körperlichen Gesundheit, ihrem Einkommen, ihrer sozialen Stellung oder ihrem Bildungsgrad anzuwenden. Alte Menschen sind danach auch gegen Rechtsverletzungen zu verteidigen. Die Charta geht in ihren Forderungen und Verpflichtungen weit über (individuelle) Rechte alter Menschen hinaus und hat vornehmlich zum Ziel, durch eine europäische sowie nationale gerontologische Politik eine Verbesserung für Bewohner stationärer Einrichtungen zu erreichen. – Als wesentliche Themenkreise werden dabei die Lebensqualität, die laufende Anpassung der Dienstleistungen, der Zugang zur Pflege sowie die Flexibilität und Anpassung der Finanzierung betrachtet. 

Die Schwäche dieser Charta liegt ua darin, daß keinerlei Garantien, Einrichtungen, Kontrollen oder Durchsetzungsinstrumente geschaffen wurden, die für eine effiziente Umsetzung Sorge zu tragen haben. (Hier wäre also nationale Vorsorge zu treffen!) Insgesamt handelt es sich aber um einen erfreulichen Versuch, die Lage alter Menschen in Heimen europaweit zu reflektieren.

In der Folge werden einige wichtige Punkte dieser Charta angeführt:

3.1. Kapitel I – Lebensqualität
 

( Es soll eine Politik der Lebensqualität entwickelt werden; unvermeidbare Einschränkungen sind so gering wie möglich zu halten.

( Die Autonomie älterer Menschen ist zu wahren; Förderung freier Willensentschließungen, Möglichkeit zur Entfaltung eigener Fähigkeiten.

( Das Recht älterer Menschen auf einen Wohnsitz wird anerkannt; es soll gewährleistet werden, daß das Leben in einer Einrichtung die gleichen Sicherheiten bietet wie in einer privaten Wohnung.

( Das Recht auf Privatsphäre, Privatbesitz und persönliche Risiken wird anerkannt.

( Die soziale Rolle älterer Menschen ist anzuerkennen und aufrechtzuerhalten, indem die Beziehungen mit der Umgebung (Familie, Freunden etc) gefördert werden; usw.

3.2. Kapitel II – Laufende Anpassung der Dienstleistungen 

( Die Heimpolitik soll fachlich qualifizierte und fortschrittliche Antworten auf Wünsche und Bedürfnisse älterer Menschen anbieten, um ihre Autonomie auf Dauer zu fördern.

( Altersheime sollen umfassende, flexible und unterschiedliche Dienstleistungen anbieten, die für alte Menschen innerhalb und außerhalb der Einrichtung frei zugänglich sind.

( Die Qualität der angebotenen Dienstleistungen ist regelmäßig zu kontrollieren, um sie laufend den Bedürfnissen und Wünschen älterer Menschen anzupassen.

( In den verschiedenen Ländern sollen (Heim)Verträge ausgearbeitet werden, die den Prinzipien dieser Charta entsprechen; usw.

3.3. Kapitel III – Zugang zu Pflege

( Die Verantwortung für alte Menschen ist ganzheitlich wahrzunehmen und reicht über die medizinische Versorgung hinaus. Diskriminierungen sind zu vermeiden.

( Alten Menschen in Heimen ist ein umfassender Zugang zu bestmöglicher Pflege zu garantieren.

( Alten Menschen ist eine Umgebung von sozialer, medizinischer und paramedizinischer Pflege durch kompetentes Personal zu gewährleisten; Ausbildung in Gerontologie, Alters- und Behindertenbetreuung.

( Angestrebt wird, daß in allen Ländern Akzente gesetzt werden, damit alle Berufsgruppen, die mit alten Menschen zu tun haben, sowie berufliche Qualifikationen anerkannt werden.

( (Weiter)Bildungsmöglichkeiten für das Betreuungspersonal sind zu fördern. Auf europäischer Ebene ist auf eine Angleichung der Ausbildungen und des Qualifikationsniveaus hinzuwirken.

3.4. Kapitel IV – Flexibilität der Finanzierung

( Der ganzen Bevölkerung soll eine qualitativ hochstehende gerontologische Politik angeboten werden, ohne jemanden wegen fehlender finanzieller Mittel zu benachteiligen.

( Ältere Menschen sollen – unabhängig vom Grad ihrer Selbständigkeit – ausreichende Mittel zur Verfügung haben und diese so lange wie möglich selbst verwalten können; usw.

Die Charta wurde sowohl auf internationaler Ebene von einem Vertreter der österreichischen Heimleiter (Peter Gohm) als auch auf nationaler Ebene von den Mitgliedern des Dachverbandes der Österreichischen Arbeitsgemeinschaften der Alten- und Pflegeheime (für jedes Bundesland ein Vertreter) unterzeichnet und „gilt“ somit für ganz Österreich. Obwohl sich die Heimleiter – begrüßenswerterweise – verpflichtet haben, die Rechte alter und pflegebedürftiger Menschen zu schützen sowie das gesamte Umfeld der Betreuung zu verbessern, bedarf es zur effizienten Um- und Durchsetzung der Rechte alter Menschen, insbesondere in Heimen, dennoch einer von Heimträger und Heimleitung unabhängigen Interessenvertretung für alte Menschen. Nur eine solche unabhängige Interessenvertretung ist nicht durch Eigeninteressen in ihrer Entscheidungsfreiheit beeinflußt.
 – Die Rechtsposition alter Menschen ist unseres Erachtens vor allem auch dadurch zu fördern, daß privatrechtliche Heimverträge die Gleichheit der Vertragspartner betonen und inhaltlich eine Art Konsumentenschutz für alte Menschen entwickelt wird.

5. Bestehende Persönlichkeits- und Bewohnerrechte für alte Menschen

Es wurde schon erwähnt, daß für Patienten im B-KAG Patientenrechte geschaffen wurden. Nach diesem Vorbild könnte auch der vorgeschlagene Persönlichkeitsrechtskatalog formuliert werden. Ansätze in diese Richtung gibt es bereits in einigen Bundesländer-Heimgesetzen, worauf noch eingegangen wird. Der Nachteil von Bundesländer-Regelungen besteht darin, daß sie nur in den einzelnen Ländern gelten, nicht einheitlich formuliert sind und zudem unterschiedliche Standards und Inhalte aufweisen. Darüber hinaus braucht es auch noch eine deutliche Effektuierung des bislang gebotenen Schutzes.

Dagegen wird ua eingewandt, daß das Schaffen von Persönlichkeitsrechten für alte Menschen deshalb nicht zielführend sei, weil dann jede Bevölkerungsgruppe den Wunsch nach besonderen Persönlichkeitsrechten äußern könnte. Dieses Argument übersieht, daß es sich bei der Gruppe alter Menschen um einen besonders schutzwürdigen Bevölkerungsteil handelt und der vorgeschlagene Persönlichkeitsrechtskatalog keineswegs nur neue Rechte schafft, sondern – wie angeführt – vielfach nur Rechte hervorhebt, die auch für andere Menschen gelten. Das Ziel, bestimmten Gruppen eine besondere Rechtsfürsorge angedeihen zu lassen, ist so alt wie das österreichische Privatrecht; vgl § 21 ABGB (s Pkt 6.). Während der geltende § 21 ABGB keinen besonderen Schutz der Gesetze für alte Menschen vorsieht, kannte Martinis Entwurf eines bürgerlichen Gesetzbuchs für Österreich (1796) einen solchen. Er sah nach I 2 § 17 die Möglichkeit vor, daß alte Menschen, „welche das 70. Jahr bereits zurückgelegt haben“, zu ihrem Schutze einen „besonderen Beistand“ auf eigenen Wunsch beantragen können.
 – Da sich eine solche Betreuungsmöglichkeit nicht mit dem Sachwalterrecht deckt, wäre sie im Rahmen der längst überfälligen Neuregelung des Rechtsfürsorgewesens in Österreich zu überlegen.

Natürlich genießen alte Menschen – vor allem die Bewohner von Alten- und Pflegeheimen – auch den allgemeinen Grundrechtsschutz unseres Verfassungsrechts, aber dieser allgemeine Grundrechtsschutz erscheint in den meisten Fällen für die tägliche Umsetzung in Heimen und Pflegeanstalten viel zu wenig konkret, als daß er eine praktische Hilfe darstellen könnte. Ganz abgesehen davon, daß der österreichische Grundrechtskatalog weder besonders modern noch attraktiv ist. Es braucht daher eine neue rechtliche Verbindung zwischen den einzelnen alten Menschen, den Heimträgern und den verfassungsrechtlich gewährleisteten Grund- und Freiheitsrechten. Diese Verbindung könnte der vorgeschlagene Persönlichkeitsrechtskatalog für alte Menschen sein, der insbesonders auch klare Ansätze in Richtung einer effizienten Rechtsdurchsetzung zu enthalten hätte. Persönlichkeitsrechte sind nach dem Vorbild des § 43 ABGB (Namensrecht) durchsetzbar. § 43 ABGB gewährt einerseits – verschuldensunabhängig – einen Unterlassungsanspruch, andererseits im Falle verschuldeter Schadenszufügung auch Schadenersatzansprüche. Ergänzend kann eine vertragliche, also privatrechtliche Beziehung zwischen Heimträger und Heimbewohner klare Ansprüche auf Vertragserfüllung schaffen. – Unseres Erachtens sollte künftig die Rolle des privatautonom geschlossenen Heimvertrags deutlich an Gewicht gewinnen. Nur so kann die Gleichwertigkeit von Heimbewohner und Heimträger einen klaren und rechtlich relevanten Ausdruck finden.

4.1. Bewohnerrechte in den österreichischen Landes-Heimgesetzen

Bewohnerrechte sind nur in jenen Bundesländern rechtlich verankert, in denen auch ein Heimgesetz oder eine Heimverordnung erlassen wurde. Keinerlei Bestimmungen über besondere, den Heimbewohnern auf jeden Fall zustehende Rechte gibt es demnach in Vorarlberg, Tirol, Niederösterreich und Wien.
 Bei den anderen Bundesländern ist zu unterscheiden zwischen Bundesländern, die ein Heimgesetz beschlossen haben (Kärnten, Steiermark und Burgenland), wo fast gleichlautend relativ umfangreiche Bewohnerrechte festgelegt wurden, und den Bundesländern Salzburg und Oberösterreich, die zwar eine Verordnung zum Sozialhilfegesetz erlassen haben, aber mit Bewohnerrechten sehr sparsam umgehen. 

Die Oberösterreichische Alten- und Pflegeheimverordnung führt als Bewohnerrechte an:

( Das Recht auf jederzeitigen Empfang von Besuchen, wobei auf die übrigen Heimbewohner und einen geordneten Heimbetrieb Rücksicht zu nehmen ist (§ 19 Abs 1).

( Das Recht auf Nachtruhe von 21 bis 6 Uhr (§ 19 Abs 2).

( Das Recht auf die Wahl von bis zu fünf Bewohnervertretern (§ 22 Abs 1).

Die Salzburger Richtlinien für Altenheime, Pflegeheime und Pflegestationen bestimmen nur, daß:

( Die Selbständigkeit und Menschenwürde zu beachten sind,

( die Hausordnung zum Ausdruck bringen soll, daß es sich [beim Heimvertrag] um Vereinbarungen zwischen gleichberechtigten Personen handelt und

( die Bewohner ihre Wohneinheit selbst möblieren können.

Beim Vergleich der Bewohnerrechte zeigt sich die Ähnlichkeit des Steirischen, Burgenländischen und Kärntner Heimgesetzes deutlich. Fast wortgleich werden als Rechte der Bewohner, auf die nicht rechtswirksam verzichtet werden kann, angeführt: Das Recht auf

( höflichen Umgang, persönliche Freiheit und Würde, Privat- und Intimsphäre;

( Einsichtnahme in die Pflege- oder Betreuungsdokumentation;

( Namhaftmachung einer Vertrauensperson, die in wichtigen Belangen zu verständigen ist;

( rasche Behandlung von Beschwerden;

( Ausstellung von Zahlungsbelegen (über Sonderleistungen);

( grundsätzlich jederzeitige Besuchsmöglichkeit;

( Mahl- und Ruhezeiten, die den üblichen Lebensverhältnissen entsprechen;

( angemessenen Zugang zu einem Telefon;

( persönliche Kleidung;

( Beiziehung einer hausexternen Beratung;

( freie Arztwahl;

( eigene Möblierung der Wohneinheit;

( Heimbewohnerversammlungen und die Wahl von Heimbewohnervertretern (nicht im Burgenland) sowie

( Sterbebegleitung durch Angehörige oder andere ebenfalls heimfremde Personen.

Einige dieser Rechte werden nicht etwa erst in diesen landesrechtlichen Regelungen neu geschaffen, sondern stehen ohnehin jedermann zu; beispielsweise das Recht auf persönliche Freiheit, Würde und Privatsphäre sowie das Recht auf Bewohnerversammlungen ergeben sich schon aus der Verfassung. Dennoch ist es wichtig, solche Rechte explizit anzuführen, um damit Heimträger wie Bewohner über Ansprüche und Verpflichtungen konkret zu informieren.

Zur Durchsetzung von Bewohnerrechten bedarf es aber, da viele Heimbewohner schwer pflegebedürftig sind und daher ihre Rechte nicht mehr oder doch nicht vollständig selber geltend machen können, einer effektiven Vertretung. 

4.2. Bewohnerrechte in Deutschland, der Schweiz und Dänemark

Eigene, ausschließlich für alte Menschen geltende Persönlichkeitsrechte, vergleichbar mit den in den österreichischen Landesheimgesetzen oder -verordnungen angeführten Bewohnerrechten, gibt es in diesen Ländern nicht. 

In Dänemark muß aber seit Jänner 1997 in jeder Gemeinde ein „Seniorenrat“ eingerichtet werden, der eine Art „Gemeinderat“ der über 60jährigen darstellt. Ihm kommt in allen Belangen älterer Menschen beratende Funktion zu. Entscheidungsbefugnisse besitzt er aber keine.

Auch das deutsche Heimrecht (Heimgesetz und seine Verordnungen) kennt keine Bewohnerrechte. Nur die Mitspracherechte der Heimbewohner sind in § 5 Heimgesetz sowie in der Heimmitwirkungsverordnung geregelt, wobei die Mitwirkungs- und Entscheidungsrechte der Heimbewohnervertretungen an und für sich sehr ausgeprägt sind. Allerdings können die rechtlichen Regelungen auf Grund komplizierter Verfahrensvorschriften etc nicht in die Realität umgesetzt werden (s C. I. 5.).

In der Schweiz sind weder Bewohnerrechte noch Mitbestimmungsrechte von Heimbewohnern rechtlich vorgesehen.

6. Unser Vorschlag eines Katalogs von bundesweit geltenden 
Persönlichkeitsrechten für 
alte Menschen

Bei diesen in der Folge angeführten Rechten handelt es sich um eine Mischung aus Persönlichkeits- und – teilweise verfassungsrechtlich gewährleisteten – Grundrechten. Betont werden soll ausdrücklich, daß manche dieser Rechte auch schon bisher gewährleistet sind und hier nur im Sinne einer kompakten Zusammenfassung angeführt werden. Ein Persönlichkeitsrechtskatalog wie der hier vorgeschlagene soll auch eine Informationsfunktion für alle Betroffenen erfüllen.

· Die Rechtsfähigkeit des Menschen reicht von der Geburt bis zum Tode. Unterschiede in der Rechtsfähigkeit gibt es nach moderner Auffassung nicht.

· Die Würde des Menschen ist daher auch im Alter uneingeschränkt zu gewährleisten. Sie umfaßt den gesamten Lebenskreis alter Menschen; also Wohnen, Verpflegung, Kleidung, hygienische und medizinische Versorgung, den Heimaufenthalt usw.

· Auch alten Menschen steht der Persönlichkeitsrechts- und Grundrechtsschutz in vollem Umfang zu. Vor allem auf den Schutz der Freiheit alter Menschen ist zu achten.
 

Es entspricht einer alten Tradition des österreichischen Privatrechts, daß Personen, die „alle oder einzelne ihrer Angelegenheiten selber gehörig zu besorgen nicht vermögen, ... unter dem besonderen Schutz der Gesetze“ stehen; § 21 ABGB. – Dieser Grundsatz gilt auch für alte Menschen.

· Die Verpflichtung der Gesellschaft zur Vorsorge für alte Menschen rührt daher, daß alte Menschen ein Recht auf einen würdevollen Lebensabend besitzen

· Persönlichkeitsrechte stehen alten Menschen nicht nur zu, wenn sie alleine oder in Heimen leben, sondern auch dann, wenn sie in ihrem Familienverband untergebracht sind.

· Auch alte Menschen sind grundsätzlich uneingeschränkte Träger politischer Rechte und Pflichten. Sie tragen auch noch Mitverantwortung für Staat und Gesellschaft. Sie haben daher auch Anspruch auf den Schutz durch Staat und Gesellschaft.

· Der Schutz alter Menschen erstreckt sich auch auf ihr Einkommen. Ein angemessener Schutz ihres Existenzminimums ist – im Sinne des Gleichheitsgrundsatzes – sicherzustellen.

· Alte Menschen verbindet mit der Jugend der sogenannte Generationenvertrag, der alten Menschen auch gesellschaftliche Pflichten auferlegt: nämlich Verständnis für die Jugend und Sicherung der Lebens-chancen künftiger Generationen, was auch Umverteilungsmaßnahmen vom Alter zur Jugend beinhalten kann.

· Auch alten Menschen steht somit das Recht auf freie Entfaltung ihrer Persönlichkeit zu. Freiheitsbeschränkende Maßnahmen an alten Menschen dürfen nur nach Maßgabe gesetzlicher Vorschriften verhängt werden. Für eine entsprechende rechtliche Prüfung der Notwendigkeit und Angemessenheit solcher Maßnahmen ist zu sorgen.

· Alten Menschen steht das Recht auf anständige Begegnung in umfassender Weise zu.

· Alte Menschen haben ein Recht auf unbürokratische Behandlung und administrative Unterstützung.
· Geeignete Beschwerdeinstanzen inner- und außerhalb von Heimen sind zu schaffen; in Heimen durch besondere unabhängige Einrichtungen.

· Menschen, die in Alten- und Pflegeheimen leben, besitzen ein Recht darauf, ihren Lebensbereich mitzubestimmen. Für eine effektive Ausübung dieses Rechts ist – unabhängig von der Rechtsform – Sorge zu tragen. Als Instrument bietet sich ein „Heimparlament“ an, dem folgende Personen(gruppen) anzugehören hätten: Heimleitung und -träger, Pflege- und Betreuungspersonal differenziert nach Berufsgruppen und Hierarchien, Heimbewohner, Angehörige von Heimbewohnern, ärztliche und therapeutische Betreuung, allenfalls ein Seelsorger, aber keine politischen Parteien.

· Zu überlegen ist eine unabhängige Heim-anwaltschaft, die sowohl individuelle als auch kollektive Interessen der Heimbewohner fördern soll.

· Die politische und religiöse Selbstbestimmung alter Menschen ist zu respektieren. Auf Wunsch ist aber seelsorgerische Betreuung zu gewähren.

· Alte Menschen sind angemessen am gesellschaftlichen Fortschritt zu beteiligen, wobei die Interessen der Jugend zu berücksichtigen sind.

· Eine zeitgemäße medizinische Versorgung, die insbesonders eine adäquate Schmerzbehandlung beinhaltet, ist bei freier Arztwahl zu garantieren.

· Alte Menschen haben auch das Recht, in Würde zu sterben. Angehörigen ist es zu ermöglichen, an ihrem Sterben teilzunehmen; Recht auf Sterbebegleitung durch Angehörige oder Vertrauenspersonen.

· Es ist dafür vorzusorgen, daß alte Menschen, insbesondere solche in Heimen und Krankenanstalten, fehlerfrei letztwillig verfügen können (Sicherung der Testierfreiheit und -fähigkeit) und daß sogenannte Altentestamente
 und Vorsorgevollmachten
 respektiert werden.

· Alte Menschen in Heimen oder als Konsumenten von Leistungen mobiler Hilfsdienste haben das Recht, von fachlich qualifiziertem und menschlich kompetentem Personal betreut zu werden; Recht auf qualifizierte mobile und stationäre Pflege.

· Alte Menschen haben ein Recht, ausreichende Informationen über die ihnen zustehenden Rechte zu erhalten. – Auch medizinische oder altenpflegerische Informationen sind alten Menschen schonungsvoll und in verständlicher Sprache bekanntzugeben.

· Insbesonders pflegebedürftigen alten Menschen steht das Recht auf Einsicht in ihre Kranken- und Pflegedokumentation und das Herstellen von Ablichtungen zu.

· Alte Menschen haben das Recht, Kontakte zur Außenwelt zu unterhalten. Für ausreichende Besuchs- und Kontaktmöglichkeiten ist Sorge zu tragen.

· Namhaftmachung einer Vertrauensperson, die in allen wichtigen Belangen zu verständigen ist. Vertrauenspersonen alter Menschen ist über die üblichen Öffnungszeiten von stationären Einrichtungen hinaus der Besuch zu ermöglichen.

· Die Intimsphäre alter Menschen ist uneingeschränkt zu wahren.

· Beim Erbringen altenpflegerischer, medizinischer oder sonstiger Dienstleistungen an alten Menschen ist auf ihre Gewohnheiten und ihren Lebensrythmus möglichst Bedacht zu nehmen.

· Auch für alte Menschen gilt der Gleichheitsgrundsatz; insbesonders sind Männer und Frauen gleichberechtigt. Und auch alte Menschen dürfen wegen ihres Geschlechts, ihrer Abstammung, Rasse, Sprache, Heimat und Herkunft, ihres Glaubens sowie ihrer religiösen und politischen Anschauung nicht benachteiligt oder bevorzugt werden; Diskriminierungsverbot.

· Alten Menschen steht das Recht freier Meinungsäußerung zu: Sie können sich versammeln und Vereinigungen bilden.

· Auch das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis gilt für alte Menschen.

· Die Individualität alter Menschen und ihre Selbstbestimmung ist auch in folgenden Bereichen zu respektieren:

‑ Achtung des Privatlebens durch rechtlichen Schutz der Wohnung
‑ Unterbringung in Raucher- oder Nichtraucherzimmern, Fernsehausstattung oder nicht etc.

· Auch alte Menschen haben ein Recht auf Bildung.

· In Heimen ist für geeignete Verwahrungsmöglichkeiten für Geld- und Wertgegenstände sowie Dokumente (zB Testament) bei dementsprechender Dokumentation der Verwahrungsgegenstände zu sorgen.

· Für eine Vielfalt von Wohnformen für alte Menschen ist vorzusorgen:

‑ ausreichende Versorgung mit Einzelzimmern mit angemessenem Standard

‑ Möglichkeit für gemeinsame Unterbringung von Ehepaaren/LebensgefährtIn-nen

‑ Wohngemeinschaften

‑ ausreichendes Angebot an teilstationären Einrichtungen; Kurzzeit-, Tagespflege etc.

- Integriertes Wohnen (Landeswohnbauförderung!).

· Recht auf informationelle Selbstbestimmung: Bewohner bestimmen, was mit ihren Daten geschieht und wer Zugang dazu hat.

· Kurierfreiheit: Freie Wahl medizinischer Methoden (herkömmliche Medizin oder Alternativmedizin) im Rahmen der allgemeinen Selbstbestimmung alter Menschen.

· Recht auf (Nacht)Ruhe.

· Recht, im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten Gegenstände des eigenen Bedarfs mit in eine Einrichtung zu nehmen: Bücher, Möbel, Bilder, eventuell Haustiere.

· Mahl- und Ruhezeiten nach individueller Lebensführung.

· Angemessener Zugang zu einem Telefon.

· Persönliche Kleidung.

· Beiziehung hausexterner Beratung, zB in psychologischen, rechtlichen oder seelsorgerischen Belangen.

· Auch für alte Menschen gilt der Schutzgedanke des Konsumentenschutzrechts. Er beinhaltet insbesonders angemessene Vertragsvorbereitung und Vertragsinhalte (zB Musterformulare und -verträge). – Für eine verstärkte altersgerechte Produktgestaltung ist einzutreten.

· Recht, nicht nur von einer Entgelterhöhung rechtzeitig verständigt zu werden, sondern auch bei vertraglichen, aber auch gesetzlichen Entgeltanpassungsmechanismen mitbestimmen zu können.

7. Abschließende Bemerkungen

Die bisherigen Erfahrungen im Umgang mit Persönlichkeitsrechten für alte Menschen in Österreich lehren uns folgendes:

· Die gegenwärtigen Inhalte der in Landesvorschriften angeführten Bewohnerrechte sind zu erweitern und österreichweit zu vereinheitlichen.

· Für eine effiziente Durchsetzung dieser Ansprüche ist zu sorgen, wozu es nötig erscheint, neben einer internen (zB Heimbewohneranwaltschaft) auch eine externe unabhängige Kontrollinstanz (Gerichte) zu schaffen. Auf die Unabhängigkeit einer möglichen Heimbewohneranwaltschaft vom Heim- und Sozialhilfeträger wäre besonders zu achten.

· Ideal erschiene uns ferner eine möglichst umfassende Einbettung der Rechtsbeziehung alter Menschen zu Heimträgern, aber auch zu mobilen Hilfsdiensten aller Art, ins allgemeine Privatrecht. Das könnte in der Form eines Heimvertrags- und Hilfsdienstegesetzes für alte Menschen geschehen, wobei Grundgedanken des Konsumentenschutzes zu beachten wären. Ein modernes Verständnis des Konsumentenschutzes erschöpft sich nicht in Warenaustauschbeziehungen. Konsumentenschutz im modernen Sinn ist vielmehr eine sogenannte Querschnittsmaterie, die privat- und öffentlichrechtliche Dimensionen einschließt.

Die Formulierung und politische Durchsetzung von Persönlichkeitsrechten für alte Menschen bedeutet für diese immer wichtiger werdende Gesellschaftsgruppe eine wesentliche, aber dennoch gesellschaftlich vertretbare Aufwertung. Wichtig erscheint uns dabei auch eine angemessene Verknüpfung der Rechte und Pflichten alter Menschen, um dadurch den gesellschaftlich so bedeutungsvollen Beitrag zum Generationenvertrag deutlich zu machen. Alter und Jugend sind bloß die beiden Seiten des Menschen. Das Problem läßt sich nicht dadurch lösen, was immer wieder versucht wird, die eine Seite gegen die andere auszuspielen.

Rechtspolitisch interessant erscheint es uns, eine Art Konsumentenschutz für alte Menschen zu schaffen, wobei dieses Ziel durch eine bundeseinheitliche Lösung von Bewohnerrechten iVm dem Heimvertrag erleichtert würde, aber darüber hinauszugehen hätte; Beiratsvertretung für alte Menschen.

Zu überlegen wären auch, neben einer einfachgesetzlichen Lösung von Persönlichkeitsrechten für alte Menschen nach Vorarlberger Vorbild (Art 7 Abs 3 Landesverfassung; s Motto), begleitende Verfassungsbestimmungen als politisches Fundament auf Landes- und/oder Bundesebene. Nur ein rechtlich uneingeschränktes Ernstnehmen der Sorgen und Probleme alter Menschen schafft die Voraussetzungen dafür, daß diese Bevölkerungsgruppe sich dem für uns alle wichtigen Generationenvertrag nicht verweigert, sondern – wenn nötig – auch konstruktiv daran mitwirkt, für künftige Generationen Opfer zu bringen.
� Abgedruckt in: Barta/Kohlegger/Stadlmayer, Franz Gschnitzer Lesebuch, 21 (1993).


� Zu beziehen zum Preis von 150,- S zzgl Porto bei: Michael Ganner, Universität Innsbruck, Institut für Zivilrecht, Innrain 52, 6020 Innsbruck, Tel: 0512/507-8108; Fax: 2822; e-mail: michael.ganner@uibk.ac.at.


� wobl 1998, 121/80.


� VfSlg 13.237.


� Barta, Begrüßung und Einleitung in: Barta/Ganner (Hg), Rechtliche Rahmenbedingungen der Alten- und Pflegebetreuung 1.


� Kopetzki, Datenflüsse nach der UbG-Novelle 1997, RdM 1997, 163.


� Die sieben Arbeitskreise befassen sich mit den Themen Solidarität zwischen den Generationen, Für eine neue Kultur des Alterns, Gesund leben – gesund altern, Gesellschaftliche und politische Partizipation älterer Menschen, Pflege und Betreuung im häuslichen und institutionellen Bereich, Alter und Wohnen sowie Ältere Menschen und die Rechtsordnung.


� Dazu ist erschienen: Barta/Ganner (Hg), Rechtliche Rahmenbedingungen der Alten- und Pflegebetreuung, Innsbruck 1998. Dieser Tagungsband enthält die im Rahmen der oa Tagung vorgetragenen Referate.


� Barta, Rechtspolitische Überlegungen zur Alten- und Pflegebetreuung in: Barta/Ganner (Hg), Rechtliche Rahmenbedingungen der Alten- und Pflegebetreuung 97 sowie Barta/Ganner, Überlegungen zum Heimvertrag, JRP 1998, 28 (29 f und 39).


� In Hochrechnungen geht man davon aus, daß in Deutschland täglich rund 400.000 freiheitsbeschränkende Maßnahmen vorgenommen werden, von denen nur ein Bruchteil gerichtlich genehmigt ist; Klie/Brennfleck, Altenheim 1997, Heft 7, 38; vgl auch Klie/Lörcher, Gefährdete Freiheit – Fixierungspraxis in Pflegeheimen und Heimaufsicht 54 f.


� Das Ö1-Journal Panorama berichtete am 16.10.1997 von Praktiken in einem Wiener Altenpflegeheim, wo Menschen, die vor ihrer Heimaufnahme keinerlei freiheitsbeschränkenden Maßnahmen unterlagen, plötzlich den Großteil des Tages im Netzbett verbringen müssen.


� Entwurf des BMJ, JMZ 4.973/19-I.1/1998.


� Die sprachlich schlechte deutsche Version der Charta wurde teilweise verbessert und gekürzt.


� Vgl Ganner in FN � FUSSENDNOTEREF _Ref426804138 \h � \* FORMATVERBINDEN �8�, 26.


� Harrasowsky (Hg), Der Codex Theresianus und seine Umarbeitungen, IV. Bd 2. Teil, Entwurf Martinis 1886, 18.


� Die für alte Menschen vorgeschlagenen Persönlichkeitsrechte müssen aber dem Heimvertrag vorgelagert sein, also gesetzlich formuliert werden, um auch ohne Vereinbarung Geltung zu besitzen. Im Gegensatz dazu sehen die Kärntner und die Burgenländische Landesregelung die Aufnahme der Bewohnerrechte in den Heimvertrag vor (s B. I. und II., jeweils 5.2. und 5.3.).


� Ganner, Das Heimrecht der österreichischen Bundesländer – ein Vergleich in: Barta/Ganner (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref426804138 \h ��8�) 14.


� In Kärnten wird dies konkretisiert: „Recht des Bewohners auf Beiziehung von entsprechend qualifizierten Personen zum Zweck der Behandlung oder Beratung, insbesondere in psychotherapeutischen, klinisch-psychologischen, gesundheitspsychologischen, seelsorgerischen und rechtlichen Angelegenheiten.


� im Burgenland nur auf ungestörte Gespräche mit dem Arzt; § 5 Abs 2.


� In der Steiermark muß nur im Heimstatut geregelt werden, ob und in welchem Ausmaß die Eigenmöblierung zulässig ist (§ 3 Abs 2 Z 4).


� Nur im Burgenland.


� Vgl Harris/Klie/Ramin, Heime zum Leben, 1995: Seniorenvertretungen wünschen sich eine Magna Charta für Heime, damit im Detail geklärt wird, welche Rechte und Ansprüche Heimbewohner haben. Es wird nicht der Mangel an Rechten, sondern in erster Linie der Informationsmangel beklagt.


� An Martinis Entwurf für ein Bürgerliches Gesetzbuch aus dem Jahre 1796 (I 2 § 2) ist zu erinnern. diese Bestimmung ist der Vorläufer für den heute geltenden § 16 ABGB: „Zu den von dem Menschen untrennbaren Naturrechten gehört vorzüglich das Recht, sein Leben zu erhalten und die dazu erforderlichen Mittel oder Sachen sich eigen zu machen, seine Geistes- und Leibeskräfte auszubilden und zu veredeln, sich und seine Sachen zu verteidigen, einen unbescholtenen Leumund zu behaupten und überhaupt mit dem, was ihm angehört, nach freier Willkür schalten und walten zu können.“


� Grundsätzlich müssen jedem Sozialhilfeempfänger zumindest 20 % seiner Pension (Pension + Ausgleichszulage zumindest: 7.992,- S) sowie der 13. und 14. Gehalt vollständig und, wenn er gleichzeitig Pflege-geldempfänger ist, 10 % der Pflegegeldstufe 3 (= 569,- S) zur freien Verfügung verbleiben. Daher bezieht jeder Heimbewohner, der eine Pension und ein Pflegegeld erhält, auf jeden Fall ein „Taschengeld“ von ~ 3.500,- S monatlich. Einige Bundesländer versuchen nunmehr aber auch auf dieses Geld zuzugreifen, indem die vom Bundespflegegeld beim Bezieher zu verbleibenden 10 % als Einkommen berücksichtigt werden (zB § 8 Abs 6 Salzburger Sozialhilfegesetz) und daher der Betrag der Sozialhilfeleistung dementsprechend gekürzt wird. Dagegen sind derzeit beim Verfassungsgerichtshof mehrere Verfahren anhängig.


� Dies ist ein Synonym für die Patientenverfügung, mit der zB lebensverlängernde Maßnahmen untersagt werden.


� Damit wird eine Vertrauensperson ermächtigt, in freiheitsbeschränkende Maßnahmen an der betroffenen Person einzuwilligen.


� Dafür sind neue gesetzliche Regelungen zu schaffen.


� Die Praxis mahnt hier zu größter Vorsicht, wie uns Beispiele in Innsbruck zeigen. In den Wohnheimen des Innsbrucker Sozialfonds sind die Heimkosten in der Zeit von 1992 (Tagsatz 225,- S) bis 1998 (Tagsatz 728,- S) um 224 % gestiegen; Fritz/Linser, Altenheime in: Kaktus (Zeitung der Innsbrucker Grünen), Heft 12, 10.





